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1 ALLGEMEINES 
 
1.1 Planungsanlass und Verfahren 

Im Marktgemeindeteil Oberlauringen stehen aktuell keine gemeindlichen Bauplätze 
zum Verkauf. Die noch unbebauten Privatgrundstücke in den vorhandenen Sied-
lungsgebieten von Oberlauringen werden nicht von den Eigentümern veräußert. 
Um der anhaltenden Nachfrage nach Wohnbaugrundstücken zu begegnen, möchte 
der Markt Stadtlauringen, im Sinne des Flächensparens, vorrangig das kurz- bis 
mittelfristige zur Verfügung stehende Innenentwicklungspotenzial des Ortes für die 
Bereitstellung geeigneter Wohnbauflächen nutzen. 

In diesem Rahmen wird das südlich des Friedhofes Oberlauringen gelegene Areal 
des ehemaligen und nicht mehr zu Sportzwecken genutzten Fußballfeldes sowie 
der mittelfristig nicht mehr benötigten Friedrich-Rückert-Schule als hierfür geeig-
net bewertet (Fl.Nr. 398, Gemarkung Oberlauringen). 

Um die baurechtlichen Voraussetzungen für die Zulässigkeit einer wohnbaulichen 
Erschließung und Nutzung des Grundstückes zu erlangen, ist die Aufstellung eines 
Bebauungsplanes erforderlich.  

Mit der städtebaulichen Neuordnung der Fläche, wird ein im bebauten Umfeld lie-
gender Bereich aktiviert. Es liegen in diesem Fall die Voraussetzungen zur Anwen-
dung des beschleunigten Verfahrens nach § 13a BauGB (Bebauungsplan der In-
nenentwicklung) vor. Im Sinne von § 13a Abs. 2 Nr. 2 BauGB kann der wirksame 
Flächennutzungsplan des Marktes Stadtlauringen in diesem Rahmen formlos und 
ohne eigenes Verfahren berichtigt werden (= 11. Änderung). 

 
1.2 Planungsauftrag 

Der Marktgemeinderat des Marktes Stadtlauringen hat am 27.02.2025 den Be-
schluss zur Aufstellung des Bebauungsplanes „Alter Sportplatz“ für den Marktge-
meindeteil Oberlauringen, inkl. der Berichtigung des Flächennutzungsplanes ge-
fasst und das notwendige Bauleitplanverfahren eingeleitet. 

Mit der Erstellung der erforderlichen Unterlagen wurde das Planungsbüro für Bau-
wesen, Bautechnik-Kirchner beauftragt. In der Sitzung vom 23.04.2026 wurde der 
Planentwurf vom Marktgemeinderat anerkannt. 
 
1.3 Planungsrechtliche Ausgangssituation 

Bebauungsplan der Innenentwicklung 
Bei dem Vorhaben handelt es sich um eine Maßnahme der „Nachverdichtung“ bzw. 
„andere Maßnahmen der Innenentwicklung“. Somit kann für die Aufstellung des 
Bebauungsplanes das beschleunigte Verfahren gemäß § 13a BauGB angewandt 
werden (Bebauungsplan der Innenentwicklung).  

Durch das Planvorhaben wird eine zulässige Grundfläche von weniger als 20.000 
m² im Sinne des § 19 Abs. 2 der Baunutzungsverordnung (BauNVO)1 festgesetzt. 

 
1 Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung – BauNVO), in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 21. November 2017, zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 03. Juli 2023 



-5- 
 

Bebauungsplan „ALTER SPORTPLATZ“, Oberlauringen 
- Begründung  

 

 

 
▪ Bautechnik-Kirchner, Planungsbüro für Bauwesen ▪ Raiffeisenstraße 4 ▪ 97714 Oerlenbach, GT Ebenhausen ▪ 

Die Zulässigkeit von Vorhaben, die einer Pflicht zur Durchführung einer Umwelt-
verträglichkeitsprüfung nach dem Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung2 
oder nach Landesrecht unterliegen, wird nicht vorbereitet oder begründet. Es be-
stehen zudem keine Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der in § 1 Abs. 6 Nr. 
7 Buchstabe b BauGB genannten Schutzgüter oder dafür, dass bei der Planung 
Pflichten zur Vermeidung oder Begrenzung der Auswirkungen von schweren Unfäl-
len nach § 50 Satz 1 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes3 zu beachten sind.  

Entsprechend § 13a Abs. 2 Ziffer 1 BauGB entfallen Umweltprüfung und Umwelt-
bericht. Die bauleitplanerischen Eingriffe in Natur und Landschaft gelten als zuläs-
sig, sodass Ausgleichsflächen nicht erforderlich sind (vgl. § 13a Abs. 2 Ziffer 4 
BauGB). 

Für das Planverfahren wurde gemäß einer Vorabstimmung mit der Unteren Natur-
schutzbehörde frühzeitig artenschutzfachliche Untersuchungen angestellt. Die Er-
gebnisse der Prüfung liegen zum aktuellen Zeitpunkt noch nicht vor. Diese werden 
bedarfsweise im Laufe des Verfahrens in die Bebauungsplanunterlagen integriert. 

Flächennutzungsplan 

Im wirksamen Flächennutzungsplan des Marktes Stadtlauringen, ist das Areal als 
Gemeinbedarfsfläche „Schule“ und Öffentliche Grünfläche „Sportplatz“ dargestellt. 

Planauszug wirksamer Flächennutzungsplan mit integriertem Landschaftsplan des Marktes Stadtlauringen4 

 
2 Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG), i. d. F. der Bekanntmachung vom 18. März 2021, zu-
letzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 22. Dezember 2025 
3 Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterun-
gen und ähnliche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG), in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 17. Mai 2013, zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 01. Juni 2026 
4 Quelle: Markt Stadtlauringen 
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Im beschleunigten Verfahren kann gemäß § 13a Abs. 2 Nr. 2 BauGB „ein Bebau-
ungsplan, der von den Darstellungen des Flächennutzungsplans abweicht, auch 

aufgestellt werden, bevor der Flächennutzungsplan geändert oder ergänzt ist; die 
geordnete städtebauliche Entwicklung des Gemeindegebiets darf nicht beeinträch-

tigt werden; der Flächennutzungsplan ist im Wege der Berichtigung anzupassen;“ 

Gemäß den Bestimmungen des BauGB, wird der Flächennutzungsplan des Marktes 
Stadtlauringen in Verbindung mit der Aufstellung des Bebauungsplanes „Alter 
Sportplatz“ formlos durch Planbeilage im Wege der Berichtigung angepasst (= 11. 
Änderung); sh. Anlage 2 der Begründung. Ein eigenständiges Parallelverfahren zur 
Änderung des Flächennutzungsplans ist nicht notwendig. 

Gebietsart 

Unter Berücksichtigung des Planungszieles sowie der bestehenden Bebauungs-
struktur, ist im Bebauungsplan die Festsetzung von „Allgemeines Wohngebiet“ 
(WA) gemäß § 4 BauNVO i. V. m. § 1 Abs. 5 BauNVO vorgesehen. Im Flächennut-
zungsplan soll hierzu WA-Gebiet dargestellt werden. 
 
1.4 Lage, Größe und Nutzung des Plangebietes  

Größe:   ca.  12.800 m² (1,280 ha) 

Lage: Markt Stadtlauringen, Marktgemeindeteil Oberlauringen, 
baulicher Innenbereich zwischen dem Schloss Oberlaurin-
gen und dem Friedhof Oberlauringen, Friedrich-Rückert-
Schule mit Schulumfeld und ehem. Ballsportanlage 

 Geländehöhen 320 – 330 m ü. NHN 

seitlich begrenzt durch: 

im Nordosten: Ortsstraße „Oberer Hirschberg“, dahinter 
Wohnbebauung  

im Südosten: Ortsstraße „Unterer Hirschberg“ mit 
Wohnbebauung, weiter westlich Wohn-
bebauung und Feuerwehrgebäude ent-
lang der Dr.-Burghard-Straße 

Südlich: Ortsdurchfahrt Dr.-Burghard-Straße, da-
hinter Sondergebiet mit Kindergarten 
und Förderschule sowie Schloss Oberlau-
ringen 

im Westen:  „Alte Straße“, dahinter Altortbereich mit 
Heilig-Kreuz-Kirche, weiter nördlich 
Friedhofsgelände von Oberlauringen 

Gemarkung:   Oberlauringen 

Grundstücke: Fl. Nrn. 397/1 und 398 (jeweils Teilflächen) 

Bestehende Nutzung: Gemeinbedarfsfläche im Bereich der Friedrich-Rückert-
Schule inkl. Schulgebäude sowie Schulumfeld aus Pflas-
ter- und Grünflächen, nordöstlich erhöhtes Geländepla-
teau mit Sportplatz (Grünfläche) inkl. begrünten Randzo-
nen, randlich eingewachsene Heckenstrukturen im Bö-
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schungsbereich, Bushaltestelle, Stellplatz für Leergutcon-
tainer, Wasserleitungs- und Kanalbestand (Hauptleitun-
gen und Grundstücksanschlüsse) 

Geplante Nutzung: Allgemeines Wohngebiet (WA), Öffentliche Straßen- und 
Parkverkehrsflächen, Öffentliche Grünflächen, Ver- und 
Entsorgungsflächen sowie -leitungen (Trafostation, Con-
tainerstellplatz), Grünstrukturen (Bestand und Planung) 

Fotos Bestand5: 
 

Ehemaliges Spielfeld 
Sportanlage 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
Sportanlage mit Zu-
fahrt Schulgelände 

 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 

 
5 Quelle: Bautechnik-Kirchner, Aufnahmedatum 25.02.2025 
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Schulgelände mit 
Übergang zum 
Sportplatzplateau 
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Freigelände Schule 
in Richtung Altort 
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1.5 Übersichtslageplan (unmaßstäblich) 

Topographische Karte6 

 
1.6 Luftbildausschnitt / 3D-Darstellung  

Luftbildausschnitt mit Parzellarkarte 7 

 
6+7 Quelle: BayernAtlas, Bayerische Vermessungsverwaltung 
 

Geltungsbereich  
Bebauungsplan  
„Alter Sportplatz“ 

 

 

Geltungsbereich  
Bebauungsplan  
„Alter Sportplatz“ 
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Kartenausschnitt mit 3D-Darstellung8 
 
1.7 Ziele und Grundsätze der Landes- und Regionalplanung 

Die Planung berücksichtigt die Ziele und Grundsätze des Landesentwicklungspro-
gramms Bayern (LEP) sowie des Regionalplans der Region Main-Rhön (Region 3) 
und steht mit diesen in Einklang. 

Mit der Ausweisung des Allgemeinen Wohngebiets wird insbesondere den landes- 
und regionalplanerischen Zielsetzungen einer nachhaltigen Siedlungsentwicklung, 
einer bedarfsgerechten Bereitstellung von Wohnraum sowie einer vorrangigen In-
nenentwicklung Rechnung getragen. Das Plangebiet befindet sich innerhalb des 
Siedlungszusammenhangs und wird im beschleunigten Verfahren gemäß § 13a 
BauGB als Maßnahme der Innenentwicklung überplant. Hierdurch wird eine effizi-
ente Nutzung bereits erschlossener Flächen ermöglicht und der Inanspruchnahme 
zusätzlicher Freiflächen im Außenbereich entgegengewirkt. 

Die Planung unterstützt zudem die Zielsetzungen einer flächensparenden Sied-
lungsentwicklung. Durch die Kombination aus klassischen Einzel- und Doppelhaus-
grundstücken sowie einem Bereich für verdichtete Wohnformen wird ein differen-
ziertes Wohnungsangebot geschaffen. Neben familiengerechten Wohnformen wer-
den damit auch Wohnangebote für kleinere Haushalte, ältere Menschen sowie al-
ternative Wohnformen ermöglicht. Dies entspricht den Anforderungen an eine de-
mografiegerechte und zukunftsfähige Siedlungsentwicklung und trägt zur Stärkung 
der Wohnfunktion des Ortes bei. 

Die Nutzung vorhandener Infrastruktur und die Anbindung an bestehende Erschlie-
ßungs- und Versorgungseinrichtungen entsprechen den Grundsätzen einer ressour-
censchonenden und nachhaltigen Raumentwicklung. Durch die Aktivierung in-
nerörtlicher Entwicklungspotenziale wird gleichzeitig die Funktionsfähigkeit des 
Hauptortes gestärkt und eine kompakte Siedlungsstruktur gefördert. 

 
8 Quelle: BayernAtlas, Bayerische Vermessungsverwaltung 
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Darüber hinaus werden die Belange der Dorferneuerung im Rahmen der Planung 
berücksichtigt. Die vorgesehenen Festsetzungen ergänzen die bestehenden Orts-
strukturen und unterstützen die angestrebte Weiterentwicklung des Siedlungsbe-
reichs. Ebenso finden die Belange des Denkmalschutzes und der Ortsbildpflege Be-
rücksichtigung. Dadurch wird den Anforderungen an eine ortsverträgliche Entwick-
lung Rechnung getragen. 

Insgesamt leistet die Planung einen Beitrag zur Umsetzung der landes- und regio-
nalplanerischen Zielsetzungen hinsichtlich Innenentwicklung, Flächensparen, Stär-
kung bestehender Siedlungsstrukturen, bedarfsgerechter Wohnraumversorgung 
und nachhaltiger Ortsentwicklung. Aus landes- und regionalplanerischer Sicht ist 
das Vorhaben daher positiv zu bewerten. 
 
1.8 Städtebauliche Aspekte und planerische Gesamtkonzeption 
 
1.8.1 Städtebau, Wohnbauflächenbedarf und Innenentwicklung 

Der Marktgemeindeteil Oberlauringen des Marktes Stadtlauringen weist eine histo-
risch gewachsene, dörflich geprägte Siedlungsstruktur auf. Die bauliche Entwick-
lung erfolgte überwiegend entlang der bestehenden Ortsstraßen und orientiert sich 
bis heute an den traditionellen Siedlungs- und Nutzungsstrukturen. Die vorhande-
nen Wohngebäude, Hofstellen sowie ortsbildprägenden Freiräume bilden die 
Grundlage der siedlungsstrukturellen Identität des Ortsteils und prägen dessen Er-
scheinungsbild. 

Die Wohnbauentwicklung der vergangenen Jahre erfolgte in einem maßvollen Um-
fang entsprechend der Funktion Oberlauringens innerhalb des Gemeindegebietes. 
Das zuletzt erschlossene Wohnbaugebiet ist mittlerweile weitgehend bebaut bezie-
hungsweise die vorhandenen Baugrundstücke sind überwiegend vergeben. Die vor-
handenen Wohnbauflächenreserven reichen daher nicht mehr aus, um den abseh-
baren Bedarf an Wohnbaugrundstücken dauerhaft zu decken. Aus der Nachfrage 
ortsansässiger Familien, von Rückkehrern sowie aus den Anforderungen des de-
mographischen und wohnungsstrukturellen Wandels ergibt sich weiterhin ein Be-
darf an zusätzlichen Wohnbauflächen. Die Gemeinde verfolgt dabei das Ziel, ins-
besondere der örtlichen Bevölkerung Entwicklungsmöglichkeiten innerhalb des Hei-
matortes anzubieten und die Eigenentwicklung des Ortsteils nachhaltig zu sichern. 

Grundlage der weiteren Siedlungsentwicklung ist der landesplanerische und städ-
tebauliche Grundsatz „Innen vor Außen“. Demnach sind vorhandene Innenentwick-
lungspotenziale vorrangig vor der Inanspruchnahme neuer Siedlungsflächen zu 
nutzen. Hierzu zählen insbesondere Baulücken, Nachverdichtungsmöglichkeiten, 
Leerstände sowie Konversions- und Umnutzungsflächen innerhalb des bestehenden 
Siedlungsbereiches. Die Gemeinde hat diese Potenziale geprüft und berücksichtigt. 
Gleichwohl stehen die verfügbaren Innenentwicklungspotenziale hinsichtlich Lage, 
Verfügbarkeit, Grundstückszuschnitt und Mobilisierbarkeit nur eingeschränkt zur 
Verfügung, sodass sie den mittelfristigen Wohnbauflächenbedarf nicht vollständig 
decken können. 

Zur Deckung des nachgewiesenen Bedarfs ist daher die Entwicklung weiterer 
Wohnbauflächen vorgesehen. Einen wesentlichen Baustein stellt die Nachnutzung 
des nicht mehr genutzten Sportfeldes oberhalb der Friedrich-Rückert-Schule dar. 
Die Fläche liegt unmittelbar innerhalb des bestehenden Siedlungsbereiches und 
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kann über die vorhandene Infrastruktur wirtschaftlich erschlossen werden. Auf-
grund ihrer Vorprägung als Sport- und Freizeitfläche handelt es sich nicht um einen 
bislang unberührten Landschaftsraum. Die Entwicklung dieses Bereichs stellt daher 
eine städtebaulich sinnvolle Ergänzung des bestehenden Siedlungskörpers dar und 
entspricht den Anforderungen eines sparsamen und schonenden Umgangs mit 
Grund und Boden gemäß § 1a Abs. 2 BauGB. 

Darüber hinaus verfügt Oberlauringen mit dem Areal der Friedrich-Rückert-Schule 
über ein bedeutendes langfristiges Innenentwicklungspotenzial. Nach den kommu-
nalen Planungsabsichten wird die derzeitige schulische Nutzung mittelfristig aufge-
geben werden. Aufgrund seiner zentralen Lage innerhalb des Siedlungsgefüges, 
der bereits vorhandenen Erschließung sowie der bestehenden technischen Infra-
struktur eignet sich das Gelände in besonderer Weise für eine spätere wohnbauli-
che Nachnutzung. Die Entwicklung dieser Fläche trägt den Zielen der Innenent-
wicklung Rechnung und ermöglicht eine flächensparende Siedlungsentwicklung 
ohne zusätzliche Inanspruchnahme von Außenbereichsflächen. 

Zur Sicherung der bestehenden Schulnutzung und zur gleichzeitigen Vorbereitung 
einer geordneten städtebaulichen Nachfolgenutzung wird für das Schulgelände ein 
Allgemeines Wohngebiet (WA) gemäß § 4 BauNVO festgesetzt. Die Zulässigkeit der 
Wohnnutzung wird dabei gemäß § 9 Abs. 2 BauGB an eine aufschiebende Bedin-
gung geknüpft. Die Festsetzung tritt erst mit der dauerhaften Aufgabe der schuli-
schen Nutzung in Kraft. Bis zu diesem Zeitpunkt bleibt die bestehende Nutzung 
uneingeschränkt zulässig und gesichert. Die gewählte Festsetzung gewährleistet 
einerseits die planungsrechtliche Absicherung des Schulstandortes während des 
laufenden Betriebs und schafft andererseits frühzeitig die Voraussetzungen für eine 
geordnete städtebauliche Entwicklung nach Aufgabe der öffentlichen Nutzung. 

Insgesamt dient die Planung der bedarfsgerechten Weiterentwicklung des Gemein-
deteils Oberlauringen unter Berücksichtigung der Ziele der Raumordnung und Lan-
desplanung sowie der Anforderungen einer nachhaltigen Siedlungsentwicklung. Die 
vorgesehenen Wohnbauflächen orientieren sich am örtlichen Bedarf und über-
schreiten den Rahmen einer angemessenen Eigenentwicklung nicht. Durch die vor-
rangige Nutzung bereits vorgeprägter beziehungsweise innerörtlicher Flächen, wird 
dem Grundsatz „Innen vor Außen“ in besonderer Weise Rechnung getragen. Gleich-
zeitig werden die langfristige Wohnraumversorgung, die Stabilisierung der Bevöl-
kerungsentwicklung sowie die Erhaltung der sozialen und infrastrukturellen Funk-
tionsfähigkeit des Ortsteils unterstützt. 

Berücksichtigung korrespondierender Planungen 

Bei der Ausarbeitung des Bebauungsplans wurden die angrenzenden bzw. randlich 
berührten Bereiche der Dorferneuerungsmaßnahmen „Rückert-Pforte“ und „Neu-
gestaltung Rückert-Garten“ berücksichtigt (Teilnehmergemeinschaft Haßberg-
trauf). Ebenso wurde die Planung des vom Markt Stadtlauringen vorgesehenen 
Ausbaues der „Dr.-Burgard-Straße“ beachtet. Die Abgrenzung des Plangebiets so-
wie die Festsetzungen zur Erschließung, Grünordnung und baulichen Entwicklung 
wurden so gewählt, dass die Ziele und Maßnahmen dieser Vorhaben nicht beein-
trächtigt werden und eine sinnvolle Ergänzung der bestehenden Ortsstruktur er-
folgt. 

Insbesondere wurde darauf geachtet, dass die geplanten öffentlichen Räume, 
Grünstrukturen, Wegebeziehungen und Gestaltungsmaßnahmen in ihrer Funktion 
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erhalten bleiben und durch die Neubebauung sinnvoll ergänzt werden. Die Planung 
fügt sich damit in die übergeordneten Zielsetzungen der Ortsentwicklung ein und 
unterstützt die langfristige Stärkung und Weiterentwicklung des Ortskerns sowie 
der angrenzenden Siedlungsbereiche. 
Durch die Abstimmung wird sichergestellt, dass zwischen den unterschiedlichen 
Planungsinstrumenten keine Zielkonflikte entstehen und eine geordnete städtebau-
liche Gesamtentwicklung des Ortes gewährleistet bleibt. 
 
1.8.2 Städtebauliches Konzept 

 

 
Bebauung/Nutzung beispielhaft (ohne Rechtskraft)9 

Durch die Aufgabe der Schul- und Sportplatznutzung in Oberlauringen ergibt sich 
für den Markt Stadtlauringen die Möglichkeit zur Leerstandsvermeidung und Wie-
dernutzbarmachung von Gebäuden und Freiflächen innerhalb des Ortsgebietes. Mit 
der angestrebten Wohnbebauung kann dem vorhandenen Bauflächenbedarf ent-
sprochen werden. Zudem kann Raum für soziale oder der Gemeindeentwicklung 
zuträgliche Wohnbauprojekte zur Verfügung gestellt werden (z.B. Geschosswoh-
nungsbau, seniorengerechtes Wohnen). Das Vorhaben deckt sich somit mit den 
städtebaulichen Zielen des Marktes Stadtlauringen zur baulichen Nachverdichtung 
und Innenentwicklung seiner Marktgemeindeteile.  

Zur Sicherung der städtebaulichen Ordnung und Erreichung des Planungszieles, ist 
im Bebauungsplan die zeichnerische und textliche Festsetzung von Allgemeinem 
Wohngebiet (WA) vorgesehen. Die Erschließung der neuen WA-Grundstücke ist über 
die Neuerrichtung einer öffentlichen Straßenverkehrsfläche sowie die angrenzenden 

 
9 Quelle: Bautechnik-Kirchner 
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Bestandsstraßen geplant. Es ist vorgesehen die neuen Grundstücke durch Anschluss 
an die best. Mischwasserkanalisation zu entwässern. Die randlich vorhandenen He-
ckenstrukturen werden nach den hierfür gegebenen Möglichkeiten erhalten. 

 Bereich für Einzel- oder Doppelhausbebauung  

Innerhalb des Geltungsbereiches werden im Bereich des topographisch höher 
gelegenen ehemaligen Sportfeldes, 9 neue Baugrundstücke für eine Wohnbe-
bauung mit Einzel- oder Doppelhäusern vorgesehen. Diese Grundstücke wurden 
in Größen von 505 – 680 m² vorkonzipiert.  

Die Ausweisung dient der Deckung des weiterhin bestehenden Bedarfs an klas-
sischen Wohnbauformen und gewährleistet ein differenziertes und bedarfsge-
rechtes Wohnungsangebot innerhalb des Gemeindeteils Oberlauringen. 

Die geplanten Einzelhausgrundstücke orientieren sich an der im Ort überwiegend 
vorhandenen Bebauungsstruktur und ermöglichen insbesondere ortsansässigen 
Familien sowie Bauwilligen mit Bezug zum Ort die Schaffung von Wohneigentum. 
Die Nachfrage nach Einfamilienhäusern stellt trotz des demografischen Wandels 
weiterhin einen wesentlichen Bestandteil des örtlichen Wohnungsmarktes dar. 
Durch die Bereitstellung eines begrenzten Angebots an Baugrundstücken wird 
der örtlichen Eigenentwicklung Rechnung getragen und die Wohnfunktion des 
Ortsteils nachhaltig gestärkt. 

Aus städtebaulicher Sicht gewährleistet die begrenzte Anzahl von 9 Einzelhaus-
grundstücken eine maßvolle Erweiterung des Siedlungsbereiches. Die geplante 
Bebauung fügt sich hinsichtlich Maßstab, Gliederung und Nutzungsstruktur in die 
vorhandene Ortsstruktur ein und ermöglicht gleichzeitig eine wirtschaftliche Aus-
nutzung der neu zu schaffenden Erschließungsanlagen. 

 Bereich für verdichtete Bebauung 

Innerhalb des Plangebietes wird ergänzend zu den Bauflächen für Einzelhäuser 
ein eigenständiger Bereich für verdichteten Wohnungsbau festgesetzt. Dieser 
Bereich soll insbesondere die Errichtung von Mehrfamilienhäusern, barrierefreien 
Wohnungen, seniorengerechten Wohnanlagen sowie gemeinschaftlichen Wohn-
formen ermöglichen. Hierdurch wird das Wohnraumangebot im Gemeindeteil 
Oberlauringen gezielt erweitert und an die sich verändernden Anforderungen der 
Bevölkerungsentwicklung angepasst. 

Die Festsetzung erfolgt vor dem Hintergrund des demografischen Wandels und 
der damit verbundenen Veränderungen der Haushalts- und Altersstruktur. Der 
Anteil älterer Menschen nimmt kontinuierlich zu, während gleichzeitig die Zahl 
kleinerer Haushalte steigt. Viele ältere Einwohnerinnen und Einwohner verfügen 
über Wohneigentum in Form von Einfamilienhäusern, wünschen sich jedoch bei 
zunehmendem Alter eine kleinere, barrierefreie und pflegegerechte Wohnform 
innerhalb ihres vertrauten sozialen Umfeldes. Entsprechende Wohnangebote 
sind im Gemeindeteil bislang nur eingeschränkt vorhanden. 

Durch die Schaffung planungsrechtlicher Voraussetzungen für seniorengerechte 
Wohnformen soll älteren Menschen die Möglichkeit eröffnet werden, auch bei 
veränderten Lebenssituationen im Ort verbleiben zu können. Denkbar sind dabei 
barrierefreie Miet- oder Eigentumswohnungen, Wohnformen mit Serviceangebo-
ten, betreutes Wohnen, ambulant betreute Wohngemeinschaften oder generati-
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onenübergreifende Wohnprojekte. Die konkrete Ausgestaltung bleibt der späte-
ren Projektentwicklung vorbehalten. 

Darüber hinaus leistet die Festsetzung einen wichtigen Beitrag zur Sicherung der 
sozialen Infrastruktur und zur Stabilisierung der Bevölkerungsstruktur. Wenn äl-
tere Bewohnerinnen und Bewohner in altersgerechte Wohnungen innerhalb des 
Ortes umziehen können, werden bestehende Einfamilienhäuser für junge Fami-
lien verfügbar. Hierdurch werden innerörtliche Umzugsketten angestoßen und 
der vorhandene Wohnungsbestand effizient genutzt. Gleichzeitig wird die Nach-
frage nach zusätzlichen Wohnbauflächen im Außenbereich reduziert. 

Die Anordnung der 9 Einzelhausgrundstücke im unmittelbaren Umfeld der für Mehr-
familienhäuser und seniorengerechte Wohnformen vorgesehenen Fläche folgt einem 
bewusst gewählten städtebaulichen Konzept. Ziel ist die Entwicklung eines durch-
mischten Wohnquartiers, das unterschiedlichen Wohn- und Lebensformen Raum 
bietet. Durch die räumliche Zuordnung verschiedener Wohnformen entstehen keine 
voneinander isolierten Teilbereiche, sondern ein integriertes Wohngebiet mit einer 
ausgewogenen sozialen und demografischen Struktur. 

Die Kombination aus Einfamilienhäusern, Mehrfamilienhäusern und/oder senioren-
gerechten Wohnangeboten fördert eine generationenübergreifende Nachbarschaft 
und trägt zu einer langfristig stabilen Bevölkerungsentwicklung bei. Die Funktions-
fähigkeit des örtlichen Wohnungsmarktes wird gestärkt und eine nachhaltige Nut-
zung des vorhandenen Wohnungsbestandes unterstützt. 

Die Festsetzung unterstützt damit die Ziele einer flächensparenden und nachhalti-
gen Siedlungsentwicklung und trägt zur Schaffung eines attraktiven und vielfältigen 
Wohnumfeldes für unterschiedliche Bevölkerungsgruppen bei. 

Die vorgesehene Mischung aus verdichteten Wohnformen und Einzelhausbebauung 
entspricht den Anforderungen einer zeitgemäßen Ortsentwicklung und schafft die 
Voraussetzungen für ein lebendiges, sozial ausgewogenes und langfristig tragfähi-
ges Wohnquartier innerhalb des Gemeindeteils Oberlauringen. 
 
1.8.3 Art der baulichen Nutzung 

Allgemeines Wohngebiet 

Mit dem vorliegenden Bauleitplanverfahren soll die planungsrechtliche Grundlage 
für die Zulässigkeit von Wohnnutzungen im Innerortsbereich von Oberlauringen 
geschaffen werden. Das Plangebiet umfasst den Großteil des Geländes der Fried-
rich-Rückert-Schule samt Sportplatz. Zur Sicherung der geplanten städtebaulichen 
Entwicklung wird Allgemeines Wohngebiet (WA) gemäß § 4 BauNVO festgesetzt. 

Planungsziel ist die Realisierung eines kleinen, differenzierten Wohngebietes mit 
hoher Aufenthalts- und Erholungsqualität. Gemäß § 1 Abs. 5 BauNVO werden die-
jenigen Nutzungen ausgeschlossen, die nach § 4 Abs. 3 Nr. 1 bis Nr. 5 BauNVO i. 
V. m. § 31 Abs. 1 BauGB in Allgemeinen Wohngebieten ausnahmsweise zugelassen 
werden können. Dies betrifft vorliegend Betriebe des Beherbergungsgewerbes, 

sonstige nicht störende Gewerbebetriebe, Anlagen für Verwaltungen, Gartenbau-
betriebe und Tankstellen. 

Das WA-Gebiet wird in zwei Bereiche (WA1 und WA2) gegliedert.  
Im WA1-Gebiet soll durch das städtebauliche Konzept und die Festsetzungen zum 
Maß der baulichen Nutzung, die Errichtung von Einzel- und Doppelhausbebauung 
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auf insgesamt 9 Bauparzellen ermöglicht werden. 
Im WA2-Gebiet soll mittelfristig als Nachfolgenutzung für die Schule Geschosswoh-
nungsbau oder barrierefreier, seniorengerechter Wohnungsbau zulässig sein. 
  
1.8.3.1 Zeitlich aufschiebende Bedingung der baulichen Nutzung 

Die Friedrich-Rückert-Schule in Oberlauringen wird auf Grund des Schulneubaus in 
Stadtlauringen aktuell nur noch als Provisorium verwendet. Nach Fertigstellung der 
Schule in Stadtlauringen, ziehen die Klassen um und das Gebäude in Oberlauringen 
wird nicht mehr als Schulgebäude genutzt. Im Bebauungsplan wird dahingehend 
gemäß § 9 Abs. 2 Nr. 2 BauGB eine zeitlich aufschiebende Bedingung für die Zu-
lässigkeit der wohnbaulichen Nutzung im WA2-Gebiet festgesetzt. Danach ist die 
Ausübung der festgesetzten Wohnnutzung im Bereich des bisherigen Schulgelän-
des der Friedrich-Rückert-Schule sowie die entsprechende bauliche Umnutzung 
erst zulässig, wenn die bestehende schulische Nutzung dauerhaft aufgegeben 
wurde. 

Die Festsetzung dient der geordneten städtebaulichen Entwicklung und stellt si-
cher, dass die weiterhin bestehende öffentliche Nutzung des Schulstandortes im 
Bestand uneingeschränkt gesichert bleibt, solange diese funktional erforderlich ist. 
Gleichzeitig wird eine perspektivische Nachnutzung des Areals für Wohnzwecke pla-
nungsrechtlich vorbereitet, ohne die aktuelle Nutzung zu beeinträchtigen oder vor-
zeitig Nutzungskonflikte zu erzeugen. 

Durch die aufschiebende Bedingung wird somit eine klare zeitliche Steuerung der 
Gebietsentwicklung erreicht. Die Umnutzung in ein Wohngebiet erfolgt erst zu dem 
Zeitpunkt, an dem die schulische Nutzung entfällt und die Flächen für eine neue 
städtebauliche Entwicklung tatsächlich verfügbar sind. Hierdurch werden sowohl 
die Belange der öffentlichen Daseinsvorsorge als auch die Zielsetzung einer be-
darfsgerechten Wohnbauentwicklung sachgerecht miteinander in Einklang ge-
bracht. 
 
1.8.4 Maß der baulichen Nutzung 

Das Allgemeine Wohngebiet wird entsprechend der angestrebten städtebaulichen 
Struktur in die Teilbereiche WA1 und WA2 gegliedert. Für die beiden Bereiche werden 
differenzierte Festsetzungen zum Maß der baulichen Nutzung getroffen, um den 
unterschiedlichen Nutzungs- und Bebauungskonzepten Rechnung zu tragen und 
gleichzeitig eine geordnete städtebauliche Entwicklung sicherzustellen. 

Für den Bereich WA1 wird eine Grundflächenzahl (GRZ) von 0,35 festgesetzt. Hier-
durch wird eine aufgelockerte Wohnbebauung mit Einzel- und Doppelhäusern auf 
eigenständigen Grundstücken ermöglicht. Die Festsetzung trägt dem Ziel Rech-
nung, eine durchgrünte Wohnstruktur mit ausreichenden Freiflächen und einem an-
gemessenen Abstand der Baukörper zueinander zu gewährleisten. 

Im Bereich WA2 wird eine GRZ von 0,4 zugelassen. Die gegenüber WA1 erhöhte 
Ausnutzbarkeit der Grundstücke dient der Umsetzung einer verdichteten Wohnbe-
bauung, beispielsweise durch Mehrfamilienhäuser oder Wohnformen für senioren-
gerechtes bzw. barrierearmes Wohnen. Die Festsetzung unterstützt eine flächen-
sparende Siedlungsentwicklung und ermöglicht eine höhere Wohndichte bei gleich-
zeitig angemessener Einbindung in die umgebende Bebauungsstruktur. 

Auch hinsichtlich der Gebäudehöhen werden die unterschiedlichen städtebaulichen 
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Zielsetzungen berücksichtigt. Im WA1 sind maximal zwei Vollgeschosse mit einer 
Gebäudehöhe von 8,50 m zulässig. Die Geschossflächenzahl (GFZ) darf 0,7 nicht 
überschreiten. Dadurch wird der kleinteilige Charakter einer klassischen Wohnbe-
bauung gesichert und eine harmonische Einfügung in das Orts- und Landschaftsbild 
gewährleistet. 

Für den Bereich WA2 wird eine maximale Gebäudehöhe von 9,00 m festgesetzt. 
Zulässig sind hier zwei Vollgeschosse zuzüglich eines Staffelgeschosses (Höchstmaß 
GFZ = 1,2). Die geringfügig höhere Gebäudeentwicklung trägt den Anforderungen 
der vorgesehenen verdichteten Wohnformen Rechnung und ermöglicht eine wirt-
schaftliche sowie funktionale Grundrissgestaltung, ohne dass hierdurch eine unver-
hältnismäßige Beeinträchtigung des Ortsbildes entsteht. Durch die Ausbildung des 
obersten Geschosses als Staffelgeschoss wird die visuelle Wirkung der Baukörper 
reduziert und ein angemessener Übergang zur umgebenden Bebauung geschaffen. 

Insgesamt gewährleisten die differenzierten Festsetzungen eine abgestufte bauliche 
Entwicklung innerhalb des Plangebiets und schaffen die Voraussetzungen für ein 
vielfältiges Wohnungsangebot bei gleichzeitiger Wahrung der städtebaulichen Qua-
lität. 

Höhenlage der baulichen Anlagen 

Zur Sicherstellung einer geordneten Einbindung der geplanten Bebauung in die to-
pografischen Gegebenheiten sowie zur Wahrung eines harmonischen Straßen- und 
Ortsbildes werden Festsetzungen zur Höhenlage der Gebäude getroffen. Bezugs-
punkt für die Höhenfestsetzung ist die im Bebauungsplan für jedes Baugrundstück 
gekennzeichnete Höhe des angrenzenden Straßenrandes. 

Die Oberkante des Fertigfußbodens des Erdgeschosses (OK FFB EG) darf maximal 
0,50 m über der Höhe des zugeordneten Straßenrandes liegen. Durch diese Rege-
lung wird gewährleistet, dass die Gebäude in einem angemessenen Bezug zum öf-
fentlichen Straßenraum errichtet werden und übermäßige Geländemodellierungen, 
künstliche Aufschüttungen oder deutlich erhöhte Sockelgeschosse vermieden wer-
den. 

Die Festsetzung dient darüber hinaus der Sicherung eines einheitlichen städtebau-
lichen Erscheinungsbildes und verhindert unverhältnismäßige Höhenentwicklungen, 
die sich trotz Einhaltung der festgesetzten Gebäudehöhen aus einer erhöhten Lage 
des Erdgeschosses ergeben könnten. Gleichzeitig bleibt ausreichend Spielraum für 
die technische und funktionale Ausbildung der Gebäude sowie für die Berücksichti-
gung geringfügiger Geländeanpassungen im Rahmen der Bauausführung erhalten. 

 Details zum Maß der baulichen Nutzung sh. Buchstabe B, Ziffern 2 der Bebauungsplan-
festsetzungen 

 
1.8.5 Bauweise, Baugrenzen 

Für das Plangebiet wird gemäß § 22 BauNVO die offene Bauweise festgesetzt. Die 
Gebäude können demnach mit seitlichem Grenzabstand als Einzelhäuser, Doppel-
häuser oder Hausgruppen errichtet werden, wobei die nach den bauordnungsrecht-
lichen Vorschriften erforderlichen Abstandsflächen einzuhalten sind. Die Festset-
zung der offenen Bauweise entspricht der angestrebten städtebaulichen Struktur 
eines aufgelockerten Wohngebietes und gewährleistet eine angemessene Belich-
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tung, Belüftung und Besonnung der Grundstücke sowie eine ausreichende Durch-
grünung des Quartiers. 

Die überbaubaren Grundstücksflächen werden durch Baugrenzen gemäß § 23 
BauNVO festgesetzt. Die Baugrenzen berücksichtigen die beabsichtigte städtebau-
liche Ordnung und sichern entlang der öffentlichen Verkehrsflächen ein einheitliches 
Straßenbild. Gleichzeitig wird ein ausreichender Abstand zwischen den Gebäuden 
gewährleistet. Die festgesetzten Baufenster sehen grundsätzlich einen Mindestab-
stand von 3,0 m zu den öffentlichen Verkehrsflächen sowie zu den seitlichen und 
rückwärtigen Grundstücksgrenzen vor. Nur im Bereich rückwärtiger oder seitlicher 
Grünflächen reichen die Baugrenzen näher an die Grundstücksgrenzen heran, um 
die Grundstücksflächen besser ausnutzen zu können. 

Die Festsetzungen orientieren sich an den Vorgaben des Art. 6 BayBO zu den Ab-
standsflächen. Durch die Einhaltung entsprechender Grenzabstände werden ge-
sunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse sichergestellt sowie nachteilige Auswirkungen 
auf die Belichtung, Belüftung und den Brandschutz vermieden. Die Festsetzungen 
tragen damit zu einer geordneten städtebaulichen Entwicklung und zu einer hohen 
Wohnqualität innerhalb des Plangebiets bei. 

Abweichend von den für Hauptgebäude geltenden Baugrenzen und Abstandsflächen 
werden Garagen, Carports und vergleichbare Nebenanlagen auch außerhalb der 
festgesetzten Baugrenzen zugelassen. Hierdurch wird den Grundstückseigentümern 
die notwendige Flexibilität bei der Anordnung von Stellplätzen und Nebenanlagen 
eingeräumt und eine funktionale Erschließung der Baugrundstücke ermöglicht. Da 
Garagen regelmäßig einen engen funktionalen Bezug zur Erschließung über die öf-
fentlichen Verkehrsflächen aufweisen, ist ihre Anordnung außerhalb der überbau-
baren Grundstücksflächen städtebaulich sinnvoll und entspricht den in § 23 Abs. 5 
BauNVO eröffneten Möglichkeiten. 

Darüber hinaus werden Grenzbebauungen durch Garagen und vergleichbare Neben-
anlagen zugelassen. Diese Regelung entspricht den in Art. 6 BayBO vorgesehenen 
Möglichkeiten für privilegierte Grenzbauten. Um eine Beeinträchtigung der Nach-
bargrundstücke auszuschließen und die untergeordnete Wirkung dieser Anlagen si-
cherzustellen, wird die zulässige Wandhöhe auf maximal 3,0 m begrenzt. Durch die 
Beschränkung der Höhe bleibt die städtebauliche Dominanz der Hauptgebäude ge-
wahrt, während gleichzeitig eine wirtschaftliche und bedarfsgerechte Nutzung der 
Grundstücke ermöglicht wird. 

Insgesamt gewährleisten die Festsetzungen zur offenen Bauweise, zu den Baugren-
zen sowie zu den außerhalb der Baugrenzen zulässigen Garagen und Grenzbauten 
eine ausgewogene Balance zwischen einer effizienten Grundstücksnutzung, den 
bauordnungsrechtlichen Anforderungen und den städtebaulichen Zielsetzungen des 
Bebauungsplans. 

 Details sh. Buchstabe B, Ziffern 3 sowie 9.2 – 9.4 der Bebauungsplanfestsetzungen 
 
1.8.6 Bebauung  

Auf die Festsetzung konkreter Dachformen, Dachneigungen sowie weitergehender 
gestalterischer Vorgaben für die Hauptgebäude wird bewusst verzichtet. Die städ-
tebauliche Ordnung und die Einfügung der Baukörper in das Plangebiet werden be-
reits durch die Festsetzungen zum Maß der baulichen Nutzung, insbesondere durch 
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die Begrenzung der Gebäudehöhen, die zulässige Geschossigkeit, die Bauweise so-
wie die Baugrenzen, in ausreichendem Maße sichergestellt. 

Mit dem Verzicht auf weitergehende gestalterische Vorgaben soll den künftigen Bau-
herren ein möglichst großer Spielraum bei der architektonischen Ausgestaltung ih-
rer Gebäude eingeräumt werden. Hierdurch können sowohl individuelle Bauwünsche 
als auch aktuelle Entwicklungen und Anforderungen im Wohnungsbau berücksich-
tigt werden. Dies gilt insbesondere für moderne und energieeffiziente Bauformen 
sowie für die heute am Markt angebotenen Haustypen von Fertighausherstellern, 
die häufig von den traditionellen Dachformen abweichen und beispielsweise Zelt-, 
Pult- oder Flachdächer vorsehen. 

Die Gemeinde verfolgt das Ziel, innerhalb des Wohngebietes eine zeitgemäße und 
vielfältige Architektursprache zu ermöglichen. Durch die Zulassung unterschiedli-
cher Gebäude- und Dachformen kann eine lebendige und abwechslungsreiche Be-
bauungsstruktur entstehen, die den unterschiedlichen Bedürfnissen der künftigen 
Bewohner gerecht wird und zugleich den Anforderungen an nachhaltiges und ener-
gieeffizientes Bauen Rechnung trägt. 

Da die maximal zulässigen Gebäudehöhen sowie die Anzahl der Vollgeschosse ver-
bindlich festgesetzt werden, bleibt die städtebauliche Verträglichkeit der Bebauung 
unabhängig von der gewählten Dachform gewährleistet. Überdimensionierte oder 
das Ortsbild beeinträchtigende Baukörper werden hierdurch wirksam begrenzt. 
Gleichzeitig eröffnet die Regelung ausreichend Flexibilität für innovative Baukon-
zepte und zukünftige Entwicklungen im Wohnungsbau. 

Insgesamt trägt der Verzicht auf detaillierte Gestaltungsvorgaben dazu bei, ein at-
traktives und zukunftsfähiges Wohngebiet mit einer hohen gestalterischen Vielfalt 
zu schaffen, ohne die städtebaulichen Grundziele des Bebauungsplans zu beein-
trächtigen. 
 
1.8.7 Eingrünung  

Die grünordnerischen Festsetzungen verfolgen das Ziel, das neue Wohngebiet in 
das bestehende Orts- und Landschaftsbild einzubinden und eine hohe Wohn- und 
Aufenthaltsqualität innerhalb des Plangebiets zu schaffen. Die Grünordnung bildet 
dabei einen wesentlichen Baustein der städtebaulichen Konzeption und trägt dazu 
bei, die unvermeidbaren Eingriffe in Natur und Landschaft zu minimieren sowie die 
ökologischen Funktionen innerhalb des Siedlungsbereichs langfristig zu sichern. 

Leitgedanke der Planung ist die Entwicklung eines durchgrünten Wohnquartiers, in 
dem private und öffentliche Grünstrukturen zu einem zusammenhängenden Frei-
raumsystem verknüpft werden. Hierzu werden Pflanzgebote für die privaten Bau-
grundstücke sowie für die öffentlichen Verkehrsflächen festgesetzt. Die vorgesehe-
nen Baumpflanzungen und sonstigen Begrünungsmaßnahmen tragen zur Gliede-
rung des Siedlungsraums bei, verbessern das Mikroklima, fördern die Versickerung 
von Niederschlagswasser und schaffen Lebensräume für Tiere und Pflanzen. Gleich-
zeitig leisten sie einen wichtigen Beitrag zur Gestaltung eines attraktiven Wohnum-
feldes. 

Besondere Bedeutung kommt den vorhandenen Gehölz- und Heckenstrukturen an 
den Randbereichen des Plangebiets zu. Diese prägen das unmittelbar wahrnehm-
bare Ortsbild und übernehmen wichtige Funktionen als Sichtschutz, Biotopverbun-
delement und Lebensraum für zahlreiche Tier- und Pflanzenarten. Daher werden die 
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bestehenden Heckenstrukturen weitestgehend erhalten und dauerhaft gesichert. 
Neben ihrer ortsbildprägenden Wirkung leisten sie einen wertvollen Beitrag zum 
Artenschutz, indem sie Rückzugs-, Nahrungs- und Fortpflanzungsräume für Vögel, 
Kleinsäuger und Insekten bereitstellen. 

Durch die Kombination aus dem Erhalt wertvoller Bestandsstrukturen und der ge-
zielten Ergänzung durch neue Pflanzmaßnahmen entsteht ein Wohngebiet mit ei-
nem hohen Grünanteil und einer guten ökologischen Qualität. Die grünordnerischen 
Festsetzungen unterstützen damit sowohl die städtebaulichen als auch die natur-
schutzfachlichen Zielsetzungen der Planung und tragen zu einer nachhaltigen Ent-
wicklung des Baugebietes bei. 
 
1.8.8 Natur- und Landschaftsschutz 

Der Bebauungsplan wird als Bebauungsplan der Innenentwicklung im beschleunig-
ten Verfahren gemäß § 13a BauGB aufgestellt.  

Gemäß § 13a Abs. 2 Nr. 4 BauGB gelten Eingriffe, die aufgrund der Aufstellung des 
Bebauungsplans zu erwarten sind, als im Sinne des § 1a Abs. 3 Satz 6 BauGB vor 
der planerischen Entscheidung erfolgt oder zulässig. Ein Ausgleich der durch die 
Planung verursachten Eingriffe in Natur und Landschaft ist daher nicht erforderlich. 
Die Anwendung der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung entfällt im vorliegen-
den Fall. 

Unabhängig hiervon werden die Belange von Natur und Landschaft im Rahmen der 
Planung berücksichtigt. Insbesondere durch den Erhalt bestehender Gehölzstruktu-
ren sowie durch Festsetzungen zur Begrünung der privaten und öffentlichen Flächen 
werden die ökologischen Funktionen innerhalb des Plangebiets unterstützt und die 
Einbindung des Baugebietes in das Umfeld gefördert. 
 
1.8.9 Artenschutz 

Die Belange des besonderen Artenschutzes gemäß den Bestimmungen des § 44 
Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) sind im Rahmen der Aufstellung des Bebau-
ungsplans zu berücksichtigen. Zur Prüfung möglicher Auswirkungen der Planung auf 
europarechtlich geschützte Arten wird derzeit eine spezielle artenschutzrechtliche 
Prüfung (saP) durchgeführt. Die Ergebnisse der saP liegen zum aktuellen Zeitpunkt 
jedoch noch nicht vor. Die erforderlichen faunistischen Erhebungen sowie die arten-
schutzfachliche Bewertung werden im weiteren Verlauf des Bauleitplanverfahrens 
durchgeführt und dokumentiert. Die Ergebnisse der Untersuchung werden nach Vor-
liegen in die Planung eingearbeitet und bei Bedarf durch entsprechende Vermei-
dungs-, Minimierungs- oder vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen (CEF-Maßnah-
men) berücksichtigt. 

Nach derzeitigem Kenntnisstand bestehen aufgrund der vorhandenen Gebietsstruk-
tur insbesondere im Bereich der bestehenden Gehölz- und Heckenbestände poten-
zielle Lebensraumfunktionen für verschiedene geschützte Tierarten. Aus diesem 
Grund werden die randlichen Heckenstrukturen bereits im Rahmen der Planung 
weitgehend erhalten und gesichert. Hierdurch können mögliche Beeinträchtigungen 
von Lebensstätten geschützter Arten von vornherein reduziert werden. 

Die abschließende Beurteilung der artenschutzrechtlichen Zulässigkeit der Planung 
erfolgt auf Grundlage der Ergebnisse der speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung. 
Es wird sichergestellt, dass die Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 BNatSchG durch 
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die Umsetzung des Bebauungsplans nicht ausgelöst werden bzw. durch geeignete 
Maßnahmen vermieden werden können. 
 
1.8.10 Erschließung 

Verkehrserschließung 

Die verkehrliche Erschließung des Plangebiets erfolgt über die Anbindung an das 
bestehende örtliche Straßennetz. Hierzu ist der Neubau einer inneren Erschlie-
ßungsstraße vorgesehen, die an die ausgebaute Ortsstraße „Unterer Hirschberg“ 
anschließt und die Erreichbarkeit sämtlicher Baugrundstücke sicherstellt. 

Die geplante Erschließungsstraße wird mit einer Breite von 7,0 m als Stichstraße 
ausgebildet. Am Ende der Straße wird eine ausreichend dimensionierte Wendean-
lage vorgesehen, um das Wenden von Pkw sowie von Ver- und Entsorgungsfahr-
zeugen zu ermöglichen. Im Bereich der Wendeanlage werden zusätzliche öffentliche 
Parkstände angeordnet, die dem Besucherverkehr dienen und zur Entlastung des 
Straßenraums beitragen. 

Entlang der Haupterschließungsstraße sind Baumpflanzungen vorgesehen, die zur 
räumlichen Gliederung und gestalterischen Aufwertung des Straßenraums beitra-
gen. Gleichzeitig verbessern die Bäume das Kleinklima, spenden Schatten und un-
terstützen die angestrebte Durchgrünung des Wohngebiets. Die Verkehrsflächen 
werden insgesamt als verkehrsberuhigter Straßenraum ausgebildet. Ziel ist die 
Schaffung eines attraktiven und sicheren Wohnumfeldes mit einer hohen Aufent-
haltsqualität und angemessenen Fahrgeschwindigkeiten. 

Zur dauerhaften Pflege und Unterhaltung der randlich vorhandenen und zu erhal-
tenden Heckenstrukturen wird, abzweigend von der Haupterschließungsstraße, ein 
3,0 m breiter Pflege- und Unterhaltungsweg vorgesehen. Hierdurch wird die Zu-
gänglichkeit der Gehölzbestände sichergestellt und deren langfristiger Erhalt unter-
stützt. 

Abwasserbeseitigung 

Die Schmutz- und Niederschlagswasserbeseitigung erfolgt durch Anschluss an die 
vorhandene kommunale Mischwasserkanalisation. Zur Anbindung des Baugebiets 
sind Anpassungen an den bestehenden Entwässerungseinrichtungen erforderlich. 
Im Zuge der Erschließungsmaßnahmen müssen einzelne vorhandene Leitungen in-
nerhalb des Plangebiets verlegt beziehungsweise an die künftige Bebauungsstruktur 
angepasst werden. 

Nach derzeitigem Kenntnisstand verfügt das bestehende Kanalnetz über ausrei-
chende Kapazitätsreserven zur Aufnahme der zusätzlich anfallenden Abwassermen-
gen. Dabei ist zu berücksichtigen, dass das Plangebiet bereits bislang teilweise bau-
lich genutzt wurde und die Flächen im Bestand weitgehend in Nutzung standen. 
Eine wesentliche Mehrbelastung des Gesamtsystems ist daher nicht zu erwarten. 

Die Herstellung eines Trennsystems ist aufgrund der innerörtlichen Lage des Plan-
gebiets sowie aufgrund fehlender geeigneter Vorflutverhältnisse nicht möglich. Die 
Entwässerung wird daher weiterhin über das bestehende Mischwassersystem si-
chergestellt. 

Wasserversorgung und sonstige Ver- und Entsorgungseinrichtungen 

Die Versorgung des Plangebiets mit Trink- und Löschwasser kann durch Anschluss 
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an das bestehende Versorgungsnetz gewährleistet werden. Am Bestandsnetz sind 
ebenfalls Umbaumaßnahmen erforderlich, da die Leitung teilweise innerhalb der 
künftigen Grundstücke liegt. Nach derzeitiger Einschätzung stehen ausreichende 
Kapazitäten zur Verfügung, um die geplante Bebauung zu versorgen. 

Ebenso kann die Versorgung mit elektrischer Energie, Telekommunikations- und 
Breitbanddiensten sowie die öffentliche Straßenbeleuchtung über die vorhandenen 
Netzinfrastrukturen sichergestellt werden. Die erforderlichen Erweiterungen und 
Hausanschlüsse werden im Rahmen der Erschließungsmaßnahmen hergestellt. 
Zur Unterstützung einer ausreichenden Stromversorgung berücksichtigt der Bebau-
ungsplan einen Standort für die Errichtung einer neuen Trafostation. 
Der vom Bebauungsplan überplante Standort für Leergutcontainer, wird nahe dem 
bisherigen Standort wieder festgesetzt. 

Alle für das Baugebiet notwendigen Leitungen werden im öffentlichen Straßenraum 
unterirdisch verlegt. Im Bereich von Baumpflanzungen sind für alle Ver- und Ent-
sorgungsleitungen bzw. Kabel, wirksame Wurzelschutzmaßnahmen bei der Lei-
tungsverlegung vorzusehen. 

Insgesamt ist die Erschließung des Plangebiets sowohl verkehrlich als auch hinsicht-
lich der technischen Infrastruktur gesichert. Die geplanten Maßnahmen ermöglichen 
eine geordnete und wirtschaftliche Entwicklung des Wohngebiets unter Nutzung der 
bereits vorhandenen Infrastruktur. 
 

1.9 Bodenordnende Maßnahmen 

Die für die Realisierung des Allgemeinen Wohngebiets erforderlichen Grundstücks-
flächen befinden sich im Eigentum des Marktes Stadtlauringen. Die künftigen 
Grundstücksgrenzen werden im Zuge einer Vermessung beziehungsweise durch 
Grundstücksverschmelzungen neu gebildet. 

Als Planungsgrundlage wurde die amtliche digitale Flurkarte (DFK) verwendet. 
 
1.10 Beteiligte Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange (TÖB)  

1) Landratsamt Schweinfurt, Bauamt, Bauleitplanung 

2) Landratsamt Schweinfurt, Bauamt, Bauamt Technik 

3) Landratsamt Schweinfurt, Bauamt, Untere Immissionsschutzbehörde 

4) Landratsamt Schweinfurt, Umweltamt, Untere Naturschutzverwaltung 

5) Landratsamt Schweinfurt, Umweltamt, Untere Wasserrechtsverwaltung 

6) Landratsamt Schweinfurt, Abfallwirtschaft 

7) Landratsamt Schweinfurt, Gesundheitsamt 

8) Landratsamt Schweinfurt, Amt für Jugend, Familie und Senioren 

9) Landratsamt Schweinfurt, Kreisbrandrat 

10) Regionaler Planungsverband Main-Rhön im Landratsamt Bad Kissingen  

11) Regierung von Unterfranken, Sachgebiete Raumordnung, Landes- und Regio-
nalplanung, Würzburg 

12) Wasserwirtschaftsamt Bad Kissingen 

13) Amt für Digitalisierung, Breitband und Vermessung, Schweinfurt 

14) Bayerisches Landesamt für Denkmalpflege, München 
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15) Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten, Schweinfurt 

16) Amt für Ländliche Entwicklung Unterfranken, Würzburg 

17) Bayerischer Bauernverband, Würzburg 

18) Deutsche Telekom Technik GmbH, Niederlassung Bamberg 

19) TKN Deutschland GmbH, Iphofen 

20) Bayernwerk Netz GmbH, Fuchsstadt 

21) PLEdoc GmbH, Essen 

22) Abwasserzweckverband Obere Lauer 

23) Zweckverband zur Wasserversorgung der Stadtlauringer Gruppe 

24) Benachbarte Kommunen: Gemeinde Großbardorf, Gemeinde Sulzfeld i. Gr., 
Gemeinde Aidhausen, Gemeinde Schonungen, Gemeinde Üchtelhausen, Markt 
Maßbach, Gemeinde Thundorf i. Ufr. 

 
1.11 Abwägung öffentlicher und privater Belange 

Im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplans werden gemäß § 1 Abs. 7 BauGB 
die öffentlichen und privaten Belange gegeneinander und untereinander gerecht 
abgewogen. Ziel der Planung ist die Schaffung eines Wohngebiets, das den aktuel-
len Bedarf an Wohnraum deckt und gleichzeitig eine geordnete städtebauliche Ent-
wicklung unter Berücksichtigung der örtlichen Rahmenbedingungen sicherstellt. 

Auf Seiten der öffentlichen Belange stehen insbesondere die städtebauliche Ord-
nung, eine nachhaltige und flächensparende Siedlungsentwicklung, die Sicherung 
gesunder Wohn- und Arbeitsverhältnisse sowie die Einbindung des Plangebiets in 
das bestehende Orts- und Landschaftsbild im Vordergrund. Darüber hinaus wurden 
Belange des Umwelt- und Naturschutzes, des Artenschutzes, der Grünordnung so-
wie der technischen und verkehrlichen Erschließung in die Planung eingestellt und 
berücksichtigt. 

Den privaten Belangen der künftigen Bauherren wurde durch die Ausweisung von 
Wohnbauflächen, die differenzierte Festsetzung des Maßes der baulichen Nutzung 
sowie durch ausreichende Spielräume bei der baulichen Gestaltung Rechnung ge-
tragen. Hierzu zählen insbesondere die Möglichkeit unterschiedlicher Wohnformen, 
eine flexible Grundstücksnutzung sowie ein bewusst reduziertes Maß an gestalteri-
schen Vorgaben, um zeitgemäße und individuelle Bauvorhaben zu ermöglichen. 

Im Ergebnis führt die Abwägung zu einem ausgewogenen Planungskonzept, das 
sowohl den öffentlichen Zielsetzungen einer geordneten städtebaulichen Entwick-
lung, als auch den berechtigten privaten Interessen an einer wirtschaftlichen und 
flexiblen Grundstücksnutzung gerecht wird. Mögliche Konflikte zwischen den ver-
schiedenen Belangen wurden erkannt, bewertet und durch geeignete Festsetzungen 
im Bebauungsplan sachgerecht gelöst bzw. minimiert. Insgesamt überwiegt das öf-
fentliche Interesse an der Entwicklung des Wohngebiets gegenüber entgegenste-
henden Belangen nicht in unverhältnismäßiger Weise, sodass die Planung als aus-
gewogen und städtebaulich vertretbar eingestuft wird. 
 
 
2 GRÜNORDNUNG 
 
2.1 Leitbild der Grünordnung 
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Ziel der grünordnerischen Maßnahmen ist es, über die Festsetzungen auf den pri-
vaten und öffentlichen Flächen, ein Mindestmaß an Durchgrünung des Baugebietes 
zu gewährleisten. Die randliche Eingrünung wird durch die best. Heckenstrukturen 
sichergestellt, die erhalten werden. 

Eine Übersicht der gewählten grünordnerischen Maßnahmen wurde zeichnerisch in 
einem separaten Planteil des Bebauungsplanes dargestellt (Planausschnitt „Grün-
ordnung“). 
 
2.2 Grünordnerische Maßnahmen innerhalb des Geltungsbereiches 
 
2.2.1 Öffentliche Eingrünungsmaßnahmen 

- Öffentliche Grünflächen / Straßenbegleitgrün / Baumpflanzungen 

Zur gestalterischen und ökologischen Aufwertung des Straßenraums sowie zur Si-
cherung einer durchgrünten Quartiersstruktur, werden öffentliche Pflanzgebote für 
Straßenbäume entlang der Erschließungsstraße sowie auf den straßenbegleitenden 
öffentlichen Freiflächen festgesetzt. Bei der Baumauswahl ist auf geeignete Stra-
ßenbaumarten zurückzugreifen, um eine entsprechende Wuchsentwicklung zu ge-
währleisten. Durch kleinkronige und fruchtlose Arten werden unerwünschte Beein-
trächtigungen des Fahr- oder Parkverkehrs minimiert. Geeignete Straßenbaumar-
ten wurden der Artenauswahlliste beigefügt (sh. Anlage Begründung). Ergänzt wer-
den diese durch nicht standortgebundene Baumpflanzgebote für die am Gebiets-
rand vorgesehenen Grünflächen.  

Die festgesetzten Baumstandorte dienen der räumlichen Gliederung des Verkehrs-
raums, der Verbesserung des Mikroklimas durch Verschattung und Verdunstung 
sowie der Erhöhung der Aufenthaltsqualität im öffentlichen Raum.  

Die straßenbegleitenden Pflanz- und Grünstreifen sind als offenporige Vegetations-
flächen anzulegen und dauerhaft zu erhalten. Die Begrünung kann in Form von 
Rasenansaaten sowie Stauden- und extensiven Pflanzflächen erfolgen. Versiegelte 
oder geschlossene Oberflächen sind in diesen Bereichen auf das funktional erfor-
derliche Maß zu beschränken. Dadurch wird die Versickerungsfähigkeit des Bodens 
gefördert, der Oberflächenabfluss reduziert und ein Beitrag zur klimaangepassten 
Gestaltung des Straßenraums geleistet. 

Insgesamt tragen die festgesetzten öffentlichen Pflanzmaßnahmen dazu bei, eine 
hochwertige, grüngeprägte Erschließungsstruktur zu entwickeln, die sowohl funk-
tionalen als auch gestalterischen und ökologischen Anforderungen gerecht wird. 

 

2.2.2 Private Eingrünungsmaßnahmen 

- Pflanzgebot auf privaten Grundstücken / Gestaltung der unbebauten Flächen / 
Dachbegrünung 

Zur Sicherung einer durchgrünten Siedlungsstruktur und zur Verbesserung des ört-
lichen Kleinklimas wird für die privaten Baugrundstücke ein Pflanzgebot festge-
setzt. Auf jedem Baugrundstück ist mindestens ein standortgerechter, heimischer 
Laub- oder Obstbaum zu pflanzen, dauerhaft zu erhalten und bei Abgang gleich-
wertig zu ersetzen. Die Festsetzung dient der landschaftlichen Einbindung des 
Wohngebiets, der Durchgrünung der privaten Freiflächen sowie der ökologischen 
Aufwertung des Siedlungsraums. 



-25- 
 

Bebauungsplan „ALTER SPORTPLATZ“, Oberlauringen 
- Begründung  

 

 

 
▪ Bautechnik-Kirchner, Planungsbüro für Bauwesen ▪ Raiffeisenstraße 4 ▪ 97714 Oerlenbach, GT Ebenhausen ▪ 

Eine konkrete Standortbindung für die Baumpflanzung wird nicht festgesetzt, um 
den Bauherren eine flexible Anordnung entsprechend der jeweiligen Grundstücks-
situation, der Gebäudestellung und der Erschließung zu ermöglichen. Dadurch kann 
eine funktionale und gestalterisch sinnvolle Integration der Baumpflanzung auf den 
privaten Flächen gewährleistet werden. 

Bestehende, erhaltenswerte Gehölze auf den Baugrundstücken können auf das 
festgesetzte Pflanzgebot angerechnet werden, sofern sie dauerhaft erhalten und 
fachgerecht gepflegt werden. Hierdurch wird der Erhalt des vorhandenen Grünbe-
stands ausdrücklich gefördert und in die private Freiraumgestaltung integriert. 

Zur Sicherung einer ökologisch und gestalterisch hochwertigen Grundstücksnut-
zung wird zudem festgesetzt, dass die nicht überbauten Grundstücksflächen, so-
weit sie nicht als notwendige Wege-, Zufahrts- oder Stellplatzflächen dienen, gärt-
nerisch anzulegen und dauerhaft zu unterhalten sind. Die Anlage von sogenannten 
Schottergärten, Kiesgärten oder vergleichbar vegetationsfreien Gestaltungsele-
menten ist unzulässig (ausgenommen Spritzschutzstreifen um Gebäude). Diese 
Regelung dient der Vermeidung unnötiger Aufheizung, der Förderung der Versicke-
rungsfähigkeit sowie der Erhaltung eines hohen Grünanteils innerhalb des Wohn-
gebiets. 

Für Hauptgebäude mit Flachdächern wird zusätzlich eine verpflichtende Dachbe-
grünung festgesetzt. Diese ist extensiv auszuführen und mit einer Substratstärke 
von mindestens 10 cm herzustellen. Die Begrünung ist mit standortgerechten Ve-
getationsformen, insbesondere Gräser- und Kräutermischungen, Stauden sowie 
Sedumsprossen, zu entwickeln und dauerhaft zu erhalten. Die Dachbegrünung 
trägt zur Regenwasserrückhaltung, zur Verbesserung des Mikroklimas, zur Redu-
zierung der Aufheizung von Baukörpern sowie zur ökologischen Aufwertung des 
Siedlungsraums bei. 

Insgesamt tragen die Festsetzungen dazu bei, eine klimaangepasste, ökologisch 
wirksame und gestalterisch hochwertige Durchgrünung des Wohngebiets sicherzu-
stellen und gleichzeitig ausreichend Spielraum für eine individuelle Grundstücksge-
staltung zu belassen. 

Alle Anpflanzungen richten sich nach der beigelegten Artenauswahlliste (Anhang 
der Begründung). Die verbindlichen öffentlichen und privaten Anpflanzungen sind 
nach der Baugebietserschließung bzw. der Bebauung des jeweiligen Grundstückes, 
spätestens in der darauffolgenden Vegetationsperiode durchzuführen. Die Begrü-
nung sollte gemäß den ökologischen Vorgaben idealerweise im Frühjahr oder 
Herbst erfolgen, um eine optimale Anwuchsphase der Pflanzen zu gewährleisten.  
 
2.2.3 Gehölzerhalt 

- Erhalt von Heckenstrukturen im Randbereich 

Im Randbereich des Plangebiets werden bestehende Heckenstrukturen durch ent-
sprechende Festsetzungen zum Erhalt gesichert. Diese Gehölzbestände stellen prä-
gende Elemente der heutigen Siedlungsstruktur dar und übernehmen sowohl für 
das Ortsbild als auch für die ökologische Vernetzung eine wesentliche Funktion. 

Der Erhalt der Hecken dient insbesondere der dauerhaften Eingrünung des Sied-
lungsrandes und trägt zu einer harmonischen Einbindung des geplanten Wohnge-
biets in die umgebende Landschaft bei. Gleichzeitig wirken die Gehölzstrukturen 
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als natürliche Abschirmung und unterstützen eine verträgliche Übergangszone zu 
den angrenzenden Nutzungen. 

Darüber hinaus besitzen die vorhandenen Hecken eine hohe Bedeutung für den 
Artenschutz, da sie als Lebensraum, Rückzugs- und Nahrungsbiotop für zahlreiche 
Tierarten, insbesondere Vögel, Insekten und Kleinsäuger, fungieren. Durch die pla-
nungsrechtliche Sicherung dieser Strukturen werden potenzielle Beeinträchtigun-
gen minimiert und die ökologische Funktionsfähigkeit der Grünkomplexe erhalten. 
Im Rahmen von Pflegeschnitten sind die gesetzlichen Vogelschutzzeiten zu beach-
ten. 

Insgesamt trägt der gesicherte Erhalt der Hecken wesentlich zur landschaftsbild-
verträglichen Entwicklung des Baugebiets bei und stärkt die grünstrukturelle Qua-
lität sowie die Einbindung des Wohngebiets in den örtlichen Kontext. 
 
 
3 HINWEISE 
 
3.1 Kostenträger grünordnerischer Maßnahmen 

Sämtliche Aufwendungen in Zusammenhang mit der fachgerechten Gestaltung im 
öffentlichen Bereich (wie Erd- und Pflanzarbeiten, Ansaaten), werden vom Markt 
Stadtlauringen erbracht. In der Pflicht der Gemeinde stehen dabei auch alle erfor-
derlichen Pflegemaßnahmen, zur Gewährleistung einer ungestörten Entwicklung 
der Flächen.  
 
3.2 Wasserwirtschaftliche Belange / Bodenschutz / Altlasten 

Die Entwässerung des Bebauungsplangeltungsbereiches erfolgt im Mischsystem. 
Eine Einleitung von Grund-, Quell- und Drainagewasser in den öffentlichen Misch-
wasserkanal ist unzulässig. 

Eine Regenwasserspeicherung bzw. -nutzung als Brauch- und Beregnungswasser 
ist bei Beachtung der einschlägigen Vorschriften, z.B. keine Verbindungen zum 
Trinkwassernetz, zulässig. Die gemeindliche Satzung hierzu ist zusätzlich zu be-
achten. 

Soweit es möglich ist und es die Sickerfähigkeit des Untergrundes zulässt, sind im 
Baugebiet versickerungsfördernde Maßnahmen für sauberes Oberflächenwasser 
vorzusehen, wie z.B. durchlässige Bauweisen für Grundstückszufahrten und Stell-
plätze und die Versickerung von Dachflächenwasser (wasserrechtliche zu behan-
deln). 

Informationen zum natürlichen Umgang mit Regenwasser, können unter folgenden 
Adressen abgerufen werden: 

1. Naturnaher Umgang mit Regenwasser – Verdunstung und Versickerung statt Ableitung 
https://www.lfu.bayern.de/buerger/doc/uw_88_umgang_mit_regenwasser.pdf 

2. Regenwasserversickerung - Gestaltung von Wegen und Plätzen - Praxisratgeber für 
den Grundstückseigentümer. Als PDF im Puplikationsshop zum Download zur Verfü-
gung gestellt:  https://www.bestellen.bayern.de (zu finden unter der Artikel-Nr: 
lfw_was_00157) 

Die Erkundung des Baugrundes obliegt grundsätzlich dem jeweiligen Bauherrn.  

Zum Schutz des Grundwassers sind Anlagen mit wassergefährdenden Stoffen (wie 
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z.B. Heizöl- oder Diesellagerungen) dem Landratsamt Schweinfurt mindestens 6 
Wochen vor Inbetriebnahme schriftlich anzuzeigen. 

Es wird empfohlen bei Aushubarbeiten das anstehende Erdreich von einer fachkun-
digen Person organoleptisch beurteilen zu lassen. Bei offensichtlichen Störungen 
oder anderen Verdachtsmomenten (Geruch, Optik etc.) ist die zuständige Boden-
schutzbehörde des Landratsamtes Schweinfurt zu informieren. Für die bautech-
nisch bedingten Maßnahmen (Abbruch, Aushub) sind die einschlägigen wasser-
rechtlichen Vorschriften zu beachten. 

Alle Baumaßnahmen sind in bodenschonender Weise unter Beachtung der gültigen 
Regelwerke und Normen, insbesondere DIN 16369, 18915 und 19731 (vgl. auch § 
12 BBodSchV10) auszuführen. 

Oberboden, der bei der Errichtung und Änderung baulicher Anlagen sowie bei we-
sentlichen anderen Veränderungen der Erdoberfläche ausgehoben wird, ist in nutz-
barem Zustand zu erhalten und vor Vernichtung oder Vergeudung zu schützen (§ 
202 BauGB). Es besteht eine Verpflichtung, dass Bodenbehandlungen nach dem 
aktuellen Stand der Technik auszuführen sind. 

Zur Ressourcenschonung sind zur Befestigung des Untergrunds (z.B. Schottertrag-
schicht, Stellplätze und Wege) vorrangig Recycling-Baustoffe (RC-Baustoffe) zu 
verwenden. Informationen hierzu können unter folgendem Link abgerufen werden: 
www.rc-baustoffe.bayern.de.  
 
3.3 Denkmalpflegerische Belange 

Im Umfeld des Plangebiets befinden sich mehrere Bau- und Bodendenkmäler. Diese 
sind durch die Planung jedoch nicht unmittelbar betroffen. Das Vorhabengebiet 
liegt am Rand des historisch gewachsenen Ortskerns, der insgesamt als denkmal-
pflegerisch sensibler Bereich einzustufen ist und durch eine Vielzahl erhaltenswer-
ter baulicher Strukturen geprägt wird. Vor diesem Hintergrund ist bei allen bauli-
chen Maßnahmen eine besondere Rücksichtnahme auf das Ortsbild und die denk-
malpflegerischen Belange geboten. 

Zur Sicherstellung einer sachgerechten Berücksichtigung dieser Belange werden 
die bekannten Denkmäler nachrichtlich in den Bebauungsplan übernommen. Dar-
über hinaus enthält der Bebauungsplan entsprechende Hinweise zur denkmalrecht-
lichen Situation, insbesondere hinsichtlich der Meldepflicht von Bodenfunden sowie 
der Erforderlichkeit einer denkmalrechtlichen Erlaubnis nach den Bestimmungen 
des Bayerischen Denkmalschutzgesetzes (BayDSchG), insbesondere Art. 7 Abs. 1 
BayDSchG, bei Bodeneingriffen im Umfeld denkmalpflegerisch relevanter Bereiche. 

Sollten im Zuge von Erdarbeiten oder baulichen Maßnahmen bislang unbekannte 
Bodenfunde oder Bodendenkmäler zutage treten, sind diese gemäß den gesetzli-
chen Vorgaben unverzüglich der zuständigen Denkmalschutzbehörde zu melden 
und die Arbeiten einzustellen. Auf diese Weise wird gewährleistet, dass mögliche 
archäologische Befunde sachgerecht dokumentiert und gegebenenfalls gesichert 
werden können. 

Insgesamt wird durch die nachrichtliche Übernahme der Denkmäler sowie die er-

 
10 Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung (BBodSchV) vom 09. Juli 2021 
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gänzenden Hinweise sichergestellt, dass die denkmalpflegerischen Belange im Rah-
men der Umsetzung des Bebauungsplans angemessen berücksichtigt werden und 
keine erheblichen Beeinträchtigungen des kulturellen Erbes zu erwarten sind. 
 
3.4 Klimaschutz / Ökologie 

Für das Plangebiet ergeht im Hinblick auf eine ökologisch angelegte Bauleitplanung 
eine Empfehlung zur Errichtung einer Zisterne auf den Privatgrundstücken zur Re-
genwassernutzung und -rückhaltung.  
Desweiteren ergeht eine Empfehlung zur extensiven Dachbegrünung von Garagen 
oder Nebengebäuden, die in Flachdachbauweise errichtet werden.  
Zusätzlich wird empfohlen Haupt- und Nebengebäude mit Dach-Photovoltaikanla-
gen auszustatten. 

Derartige Maßnahmen zur Anpassung an den Klimawandel wirken sich positiv auf 
verschiedene Schutzgüter aus. 
  
 
4 EINGRIFFSREGELUNG 
 
Im vorliegenden Fall gelten die voraussichtlichen Eingriffe in Natur und Landschaft 
als vor der planerischen Entscheidung bereits erfolgt oder zulässig (§ 13a Abs. 2 
Nr. 4). Ein Ausgleich des bauleitplanerischen Eingriffes durch Überbauung und Ver-
siegelung ist unter Berücksichtigung des § 13a BauGB nicht notwendig.  

Auf die Festsetzung von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen im Rahmen der Ein-
griffsregelung wird folglich verzichtet.  

Über die grünordnerischen Festsetzungen werden die Beeinträchtigungen durch 
Versiegelung und Überbauung im Sinne von Natur- und Landschaftsschutz mini-
miert. 
 
 
5 ARTENSCHUTZ 
 
Zur sachgerechten Berücksichtigung der artenschutzrechtlichen Belange gemäß § 
44 BNatSchG wird im Rahmen der Bauleitplanung eine spezielle artenschutzrechtli-
che Prüfung (saP) durchgeführt. Ziel der Untersuchung ist die Ermittlung potenziell 
betroffener, insbesondere europarechtlich geschützter Tier- und Pflanzenarten so-
wie die Bewertung möglicher Auswirkungen der Planung auf deren Lebensstätten 
und Populationen. 

Die saP befindet sich derzeit in Bearbeitung und liegt noch nicht vor. Die gutachter-
liche Auswertung wird im weiteren Verfahren abgeschlossen und in die Planunter-
lagen eingearbeitet. Auf dieser Grundlage erfolgt gegebenenfalls eine Anpassung 
der Planung sowie die Festlegung erforderlicher Vermeidungs-, Minderungs- oder 
vorgezogener Ausgleichsmaßnahmen (CEF-Maßnahmen). 

Vorsorglich und in Abstimmung mit dem beauftragten Gutachterbüro wurde bereits 
eine zeitliche Beschränkung für Gehölzrodungen festgesetzt. Danach sind Rodungs- 
und Fällarbeiten ausschließlich im Zeitraum vom 01.10. bis 29.02. zulässig. Diese 
Regelung dient der Vermeidung von Verbotstatbeständen gemäß § 44 Abs. 1 
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BNatSchG, insbesondere zum Schutz von Brutvögeln und anderen während der Ve-
getationsperiode in Gehölzen vorkommenden Arten. 

Die abschließende artenschutzrechtliche Bewertung der Planung erfolgt somit erst 
auf Basis der noch ausstehenden Ergebnisse der saP.  
 
 
6 UMWELTBERICHT/UMWELTPRÜFUNG 

Die Aufstellung des Bebauungsplanes „Alter Sportplatz“ wird im beschleunigten Ver-
fahren durchgeführt. Gemäß § 13a BauGB wird von der Umweltprüfung und vom 
Umweltbericht abgesehen. 

Aufgrund der bestehenden Verhältnisse sind, nach aktuellem Kenntnisstand bzw. 
nach überschlägiger Abwägung von grundsätzlich möglichen Beeinträchtigungen 
der Schutzgüter Mensch, Tiere, Pflanzen, Luft, Klima, Ort- und Landschaftsbild, Bo-
den, Wasser sowie Kultur- und sonstige Sachgüter, keine nachhaltig negativen Um-
weltauswirkungen durch die Aufstellung des Bebauungsplanes zu erwarten. Mög-
licherweise betroffene Belange des Artenschutzes werden aktuell geprüft und an-
schließend entsprechend dem dafür gegebenen Bedarf im erforderlichen Umfang 
gewürdigt. 

Die grundsätzlich relevanten Umweltauswirkungen begründen sich durch die zu er-
wartende Bodenversiegelung im Bereich der bisherigen Freibereiche. Diesen wird 
durch geeignete Festsetzungen zur Reduktion bzw. Beschränkung sowie die grün-
ordnerischen Festlegungen soweit als möglich begegnet.  

Somit ist eine umweltverträgliche Realisierung des Planvorhabens auf der Basis des 
vorliegenden Bebauungsplanes möglich.   
 
6.1 Allgemeine Vorprüfung des Einzelfalls 

Gemäß Anlage 1, Nr. 18.7.2 UVPG, gilt für den Bau eines Städtebauprojektes und 
sonstiger baulichen Anlagen bis zu 20.000 m² überbaubare Grundfläche, eine All-
gemeine Vorprüfungspflicht für den Einzelfall, sofern dieses im bisherigen Außen-
bereich errichtet wird. Gleiches gilt gemäß Nr. 18.8, Anlage 1, für den Bau eines 
Vorhabens, für das in den sonstigen Gebieten ein Bebauungsplan aufgestellt, geän-
dert oder ergänzt wird, soweit der Prüfwert erreicht wird. 

Der Schwellenwert zur Vorprüfungspflicht wird durch das geplante Bauvorhaben 
nicht erreicht (5.280 m² x 0,35 GRZ + 3.385 m² x 0,4 GRZ = ca. 3.202 m²).  

Eine Allgemeine Vorprüfung des Einzelfalls im Sinne der Umweltverträglichkeit ist 
somit nicht erforderlich. 
 
 
 
Anerkannt: Markt Stadtlauringen  ……………………………………… 
  René Schäd, 1. Bürgermeister 
 
 
ANLAGEN BEGRÜNDUNG: 

Anlage 1: Artenauswahlliste für Gehölzpflanzungen 
Anlage 2: Planentwurf 11. Änderung (Berichtigung) Flächennutzungsplan Stadtlauringen 
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ANLAGE BEGRÜNDUNG  
 
Artenauswahlliste für Gehölzpflanzungen im privaten und öffentlichen 
Bereich, in Anlehnung an die potentielle natürliche Vegetation 
 
Bäume 
(* = Straßenbaum) 

Acer campestre - Feldahorn 
* Acer campestre ‘Elsrijk‘ 
* Acer monspessulanum - Französischer Ahorn 
Acer platanoides - Spitzahorn 
Acer pseudoplatanus - Bergahorn 
Betula pendula - Birke 
Carpinus betulus - Hainbuche 
* Carpinus betulus ‘Fastigiata’ - Pyramiden-Hainbuche 
* Carpinus betulus ‘Frans Fontaine’ - Säulen-Hainbuche 
Fagus silvatica - Buche 
Fraxinus excelsior - Esche 
* Fraxinus excelsior ‘Diversifolia’  
Prunus avium - Vogelkirsche 
Prunus padus - Traubenkirsche 
Pyrus communis - Holzbirne 
Pyrus pyraster - Wildbirne 
Salix alba - Silberweide 
Sorbus aucuparia - Eberesche 
Sorbus domestica - Speierling 
Sorbus torminalis - Elsbeere 
Tilia cordata - Winterlinde 
* Tilia cordata ‘Greenspire’ – Amerikanische Stadtlinde 
* Tilia cordata ‘Rancho’ 
 
Obstbäume i. Sorten (Apfel, Birne, Kirsche, Walnuss, usw.) 
 
Sträucher / Heister 

Cornus sanguinea - Hartriegel 
Corylus avellana - Hasel 
Crataegus monogyna - eingriffeliger Weißdorn 
Crataegus oxyacantha - zweigriffeliger Weißdorn 
Ligustrum vulgare - Liguster 
Lonicera xylosteum - Heckenkirsche 
Prunus spinosa - Schlehe 
Rosa arvensis - Kriechende Rose 
Rosa canina - Hundsrose 
Salix caprea - Salweide 
Sambucus nigra - Schwarzer Holunder 
Viburnum lantana - Wolliger Schneeball 
Viburnum opulus - Gemeiner Schneeball 
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1.1 Allgemeines Wohngebiet 

5.1 Landschaftsbestimmende geschlossene Gehölzgruppen, die im Grundzug zu
erhalten sind

6.1 Berichtigungsgebiet Flächennutzungsplan
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VERFAHRENSVERMERKE

1. Der Markt Stadtlauringen hat mit Beschluss des Marktgemeinderates vom 27.02.2025 die Aufstellung
des Bebauungsplanes "Alter Sportplatz" im beschleunigten Verfahren gemäß § 13a BauGB beschlos-
sen. Gemäß § 13a Abs. 2 BauGB erfolgt die 11. Änderung des Flächennutzungsplanes im Wege der
Berichtigung.

2. Der Markt Stadtlauringen hat im Zusammenhang mit dem Satzungsbeschluss des Marktgemeinderates
vom ................. für den Bebauungsplan "Alter Sportplatz", die Berichtigung des Flächennutzungs-
planes zur Kenntnis genommen.

Stadtlauringen, den ..............................

..............................................................
René Schäd (1. Bürgermeister) (Siegel)

3. Die Berichtigung des Flächennutzungsplanes wurde am ............. ortsüblich bekannt gemacht.
Die Berichtigung des Flächennutzungsplanes ist damit wirksam.

Stadtlauringen, den ..............................

..............................................................
René Schäd (1. Bürgermeister) (Siegel)

Berichtigung (11. Änderung)
des Flächennutzungsplanes

OBERLAURINGEN

Anlage 2 zur Begründung des
Bebauungsplanes "Am Sportplatz"
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ST
AD

TL
AU

R
IN

G
EN

4.1 Grünflächen

2.1 Straßenverkehrsflächen

3.1 Versorgungsfläche Umformerstation

3.2 Entsorgungsfläche Müll


